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Verkehrszulassung von Binnenschiffen in Europa 
 
Chefingenieur Gernot Pauli, Zentralkommission für die Rheinschifffahrt (ZKR) 
 
 
Fahrzeuge (Schiffe, schwimmende Geräte) werden in den Mitgliedstaaten der ZKR und der EU 
aufgrund verschiedener Rechtsvorschriften, aber nach einem einheitlichen Verfahren zum Verkehr 
zugelassen. Nachfolgend werden die Grundzüge der Verfahren, die einschlägigen Vorschriften, 
ihre Entstehung und ihre Zusammenhänge im Überblick präsentiert. Ausgangspunkt bilden dabei 
die Verordnungen der ZKR. Die von der ZKR erarbeiteten und für ihre Mitgliedsstaaten bindenden 
Verordnungen sind die wichtigsten Instrumente zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit 
der Rheinschifffahrt und stellen das regulatorische Gegenstück zum Grundsatz der Schifffahrts-
freiheit dar. Die Kompetenz der ZKR für diese verordnungsrechtliche Tätigkeit beruht auf der 
Mannheimer Akte, die im 19. Jahrhundert für den gesamten Lauf des Rheins einheitlich und ent-
sprechend dem Gebot der Gleichbehandlung entwickelt wurde. Wie im Weiteren dargestellt, bilden 
die Verordnungen der ZKR auch die Grundlage für nicht-rheinische Binnenschifffahrtsregelwerke. 
 
Grundsätzliche Regelungen zur Teilnahme am Binnenschiffsverkehr  
 
Die Rheinschifffahrtspolizeiverordnung (RheinSchPV) ist das zentrale Regelwerk der Rheinschiff-
fahrtfahrt. Sie gilt für alle Verkehrsteilnehmer und enthält neben Betriebs- und Verkehrsvorschriften 
auch die Grundregel für den Bau und die Ausrüstung von Fahrzeugen in der Rheinschifffahrt und 
damit für die Zulassung der Fahrzeuge zur Rheinschifffahrt. Nachfolgend ist diese Grundregel wie-
dergegeben: 
§ 1.08 
Bau, Ausrüstung und Besatzung der Fahrzeuge 
 
1. Fahrzeuge müssen so gebaut und ausgerüstet sein, dass die Sicherheit der an Bord befindlichen Personen und der 
Schifffahrt gewährleistet ist und die Verpflichtungen aus dieser Verordnung erfüllt werden können. 
2. ... 
3. Diese Voraussetzungen gelten als erfüllt, wenn das Fahrzeug mit einem Schiffsattest nach der Rheinschiffsun-
tersuchungsordnung oder einem nach dieser Verordnung als gleichwertig anerkannten Zeugnis versehen ist, 
Bau und Ausrüstung des Fahrzeugs den Angaben des Attestes oder des Zeugnisses entsprechen, und Be-
satzung und Betrieb mit den Vorschriften der Verordnung über das Schiffspersonal auf dem Rhein übereinstimmen. 
 
Vorstehende Vorschrift macht deutlich, dass sich die Verpflichtung zur Zulassung von Binnenschif-
fen zum Verkehr, also die Notwendigkeit von Schiffszeugnissen oder Fahrtauglichkeitsbescheini-
gungen, aus den Verkehrsvorschriften ergibt.  
Als zentrale Verordnung der Rheinschifffahrt kann die der RheinSchPV auf eine lange Geschichte 
zurückschauen. Die erste RheinSchPV wurde 1850 verabschiedet und trat ein Jahr später in Kraft. 
Sie ersetzte die bis dahin geltenden nationalen Verkehrsvorschriften für die Rheinschifffahrt, deren 
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älteste, die der Niederlande, auf das Jahr 1826 zurückgeht. Die Harmonisierung der Verkehrsvor-
schriften für die Binnenschifffahrt in Europa nahm damit ihren Anfang und die RheinSchPV war 
stets deren Basis. Derzeit unternehmen die Flusskommissionen Europas und die Wirtschafts-
kommission für Europa der Vereinten Nationen (UNECE) zusammen mit ihren Mitgliedsstaaten 
große Anstrengungen, die Harmonisierung der Polizeivorschriften weiter voranzutreiben und ein 
gemeinsames Regelwerk zu erarbeiten. Dieses CEVNI (Code Européen des Voies de la Navi-
gation Intérieure) genannte Regelwerk würde von der UNECE als revidierte Fassung einer bereits 
bestehenden Empfehlung verabschiedet, womit jedoch nicht vor 2015 gerechnet werden kann. 
Das CEVNI wird neben den harmonisierten Vorschriften immer noch eine Vielzahl von regionalen, 
nationalen oder örtlichen Abweichungen aufweisen, weil einer vollständigen Harmonisierung die 
Topographie der Wasserstraßen, Traditionen der Binnenschifffahrt, wirtschaftliche und andere 
Gründe entgegenstehen.  
 
Da die RheinSchPV auch als Vorlage für nationale Verkehrsvorschriften dient, wie für die auf den 
nationalen Wasserstraßen in Deutschland geltende Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung        
(BinSchStrO), ist deren § 1.08 über Bau, Ausrüstung und Besatzung der Fahrzeuge fast wortgleich 
mit dem der RheinSchPV.  
 
Regelwerke zum Bau und zur Ausrüstung der Fahrzeuge der Binnenschifffahrt als 
Basis für die Verkehrszulassung  
 





Fahrzeuge ... müssen ein Schiffsattest besitzen, das von einer Untersuchungskommission eines Rheinuferstaates oder 
Belgiens erteilt worden ist, oder ein von der Zentralkommission für die Rheinschifffahrt als gleichwertig anerkanntes 
Zeugnis. 
 
Das Schiffsattest kann von einer Untersuchungskommission, unabhängig von der Staatszugehö-
rigkeit des jeweiligen Fahrzeugs erteilt werden. Das heißt, für die Zulassung von Binnenschiffen 
gilt die Freizügigkeit und nicht, wie in der Seeschifffahrt, das Flaggenstaatsprinzip. 
 
§ 2.04 RheinSchUO stellt fest, dass Voraussetzung für die Erteilung des Schiffsattests die Einhal-
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§ 2.04 
 
Erteilung des Schiffsattestes 
 
1. Stellt die Untersuchungskommission bei der Untersuchung des Fahrzeuges fest, dass die Bestimmungen über Bau, 
Einrichtung und Ausrüstung dieser Verordnung eingehalten sind, erteilt sie dem Antragsteller ein Schiffsattest nach 
Anlage B. Ferner hat die Untersuchungskommission die ihr nach §§ 3.18 und 3.19 der Verordnung über das Schiffs-
personal auf dem Rhein zugewiesenen Aufgaben. 
 
Formal gesehen sind die Adressaten der Untersuchungsordnung die Untersuchungs-
kommissionen, also die national für die Schiffszulassung zuständigen Behörden. Praktisch ge-
sehen stellt die Untersuchungsordnung einen objektiven, d. h. für alle Rheinschiffe geltenden   
Katalog technischer Anforderungen dar.  
 
Das Besondere an diesen technischen Vorschriften ist, dass sie rigide, aber auch flexibel sind. 
Rigide insofern, als die Vorschriften technologisch gesehen die strengsten und fortschrittlichsten 
ihrer Art sind, und flexibel insofern, als für ihre Umsetzung unterschiedliche Modalitäten vorgese-
hen sind: 
● Übergangsbestimmungen, aufgrund derer die erworbenen Ansprüche alter Schiffe gewahrt 
werden können; 
● Dreijahresverordnungen, mit denen die ZKR vor dem Erlass einer neuen technischen Vorschrift 
diese drei Jahre lang testen kann; nach Ablauf der Testzeit wird die Vorschrift entweder end-
gültig übernommen oder wieder gestrichen; 
● Abweichungen von den Vorschriften, die Schiffsbetreiber zur Anwendung einer anderen als der 
vorgeschriebenen technischen Lösung beantragen können; dazu müssen sie nachweisen, dass 
die alternative Lösung vergleichbare Eigenschaften aufweist; solche Abweichungen durch die 
Anwendung alternativer technischer Lösungen kann zu Änderungen der Vorschriften führen. 
 
Die erste RheinSchUO geht auf das Jahr 1904 zurück. Sie wurde fortlaufend modernisiert, dem 
technischen Fortschritt angepasst und bei Bedarf grundlegend überarbeitet. Aufgrund ihrer konti-
nuierlichen Fortentwicklung und dem dadurch erreichten hohen Qualitätsniveau hat sich die 
RheinSchUO, die rechtlich gesehen nur auf den Rhein anwendbar ist, in ganz Europa als das für 
den Bau neuer Binnenschiffe maßgebliche technische Regelwerk durchgesetzt, gleichviel, ob die 
Schiffe für die Fahrt auf dem Rhein oder auf anderen Wasserstraßen bestimmt sind. So sind die 
Bestimmungen der RheinSchUO in die Vorschriften der UNECE (im Rahmen ihrer Empfehlungen 
über die technischen Vorschriften für Binnenschiffe – Resolution Nr. 61) und der Europäischen 
Gemeinschaft (Richtlinie 2006/87/EG) weitgehend übernommen worden. 
 
Mit der Richtlinie 2006/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 
2006 über die technischen Vorschriften für Binnenschiffe wurden die technischen Vorschriften für 
Binnenschiffe der EU und der ZKR (in Bezug auf die Binnenwasserstraßen der Zone 3) harmo-
nisiert. Auf der Grundlage dieser Harmonisierung hat die ZKR die Gültigkeit der Gemeinschafts-
zeugnisse auf dem Rhein anerkannt. Die Rheinschifffahrtszeugnisse sind ihrerseits auf allen   
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Wasserstraßen der EU gültig. Die Rheinschifffahrts- und die EU-Vorschriften werden seither in 
harmonisierter Form weiterentwickelt, um ihre Einheitlichkeit zu gewährleisten. Dazu haben die 
ZKR und die Europäische Kommission ein spezielles Gremium geschaffen, die sogenannte Joint 
Working Group, eine Arbeitsgruppe von Experten aus den Mitgliedsstaaten der EU und der ZKR. 
 
Verkehrszulassung aufgrund von Regelwerken zum Transport gefährlicher Güter  
 
Die Notwendigkeit einer zusätzlichen Zulassung für Schiffe, die Gefahrgüter transportieren, ergibt 
sich aus den Vorschriften zum Gefahrguttransport selbst, nämlich der dem ADN (Accord européen 
relatif au transport international des marchandises par voies de navigation intérieures – Europäi-
sches Übereinkommen über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf Binnenwasser-
straßen) beigefügten Verordnung: 
1.16.1.1.1 Trockengüterschiffe, die gefährliche Güter über die Freimengen hinaus befördern, …, Tankschiffe, die 
gefährliche Güter befördern, … müssen mit einem auf sie ausgestelltem Zulassungszeugnis versehen 
sein. 
 
Das nach dem ADN geforderte Zulassungszeugnis wird dann von den zuständigen Behörden   
erteilt, wenn im Rahmen einer Untersuchung die Konformität des Schiffes mit den Bestimmungen 
der Verordnung festgestellt ist. Das bedeutet, dass Schiffe, die Gefahrgüter transportieren, zwei 
verschiedene Zulassungen zum Verkehr erhalten, eine Zulassung (Schiffsattest oder Gemein-
schaftszeugnis) nach den technischen Vorschriften für Binnenschiffe (RheinSchUO oder Richtlinie 
2006/87/EG) und eine Zulassung (Zulassungszeugnis) nach dem ADN. 
 
Die Gefahrgutvorschriften für die europäische Binnenschifffahrt gehen ebenfalls auf Regelwerke 
der ZKR zurück. Bereits 1838, also vor genau 175 Jahren, verabschiedete die ZKR spezielle Vor-
schriften für die Beförderung gefährlicher Güter (wie Schießpulver, Sprengstoffe, giftiger und    
ätzender Stoffe) auf dem Rhein. Im Jahre 1971 setzte die ZKR das ADNR in Kraft und 2008 er-
hielten die Gefahrgutvorschriften mit dem ADN eine gesamteuropäische Komponente. Die diesem 
Übereinkommen beigefügte Verordnung lehnt sich inhaltlich stark an das ADNR an. Die ZKR    
beschloss daher, dass die Verordnung das ADNR nach einer Übergangszeit am 1. Januar 2011 
ablöst. Der entsprechende Beschluss wurde von der ZKR in Anwendung der ihr in der Mannheimer 
Akte zuerkannten Kompetenzen gefasst. 
 
Parallel zu dieser Entwicklung hat die Europäische Gemeinschaft eine Richtlinie über die Beförde-
rung gefährlicher Güter im Binnenland (Richtlinie 2008/68/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. September 2008) verabschiedet. Diese Richtlinie erklärt die ADN-Verordnung 
für die Beförderung gefährlicher Güter auf Binnenwasserstraßen innerhalb eines Mitgliedstaats der 
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Kompatibilität und Verzahnung der Regelwerke der europäischen Binnenschifffahrt 
 
Die beiden letzten folgenreichen Unfälle der Rheinschifffahrt, nämlich der des Containerschiffes 
Excelsior (2007) und der des Tankschiffes Waldhof (2011), waren auf eine unzureichende Stabili-
tät der beiden Schiffe zum Zeitpunkt des jeweiligen Unfalls zurückzuführen. Wo und wie sind aber 
die Anforderungen an die Stabilität der Binnenschifffahrt geregelt? Nachstehende Darstellung gibt 
einen Überblick über die Regelungen, wobei diese einerseits nicht vollständig ist, zum anderen 
jedoch zusätzlich zur Verdeutlichung relevante Bestimmungen der Verordnung über das Schiff-
fahrtspersonal auf dem Rhein (RheinSchPersV) umfasst. 
 
Regelwerk Vorschrift Inhalt 
RheinSchPV § 1.07  Ladung darf Stabilität nicht gefährden 
Stabilität von Schiffen, die Container transportieren 
RheinSchUO § 3.02 Die Stabilität der Schiffe muss ihrem Verwendungszweck entsprechen. 
§ 15.03 Besondere Stabilitätsanforderungen für Fahrgastschiffe 
§ 17.07 Besondere Stabilitätsanforderungen für schwimmende Geräte 
Kapitel 22 Besondere Stabilitätsanforderungen für Schiffe, die Container befördern 
§ 22a.04 Besondere Stabilitätsanforderungen für Fahrzeuge, deren Länge 110 m überschreitet 
ADN 1.2, 9.3 Anforderungen an Ladungsrechner 
8.2.2 Stabilität ist Teil der Prüfungsziele der Sachkundigenausbildung 
9.1.0 Besondere Stabilitätsanforderungen für Trockengüterschiffe 
9.2.0 Besondere Stabilitätsanforderungen für Seeschiffe 
9.3 Besondere Stabilitätsanforderungen für Tankschiffe 
Ausrüstung mit Ladungsrechnern  
RheinSchPersV § 5.03 Stabilität ist Teil des Basislehrgangs für Sachkundige für Fahrgastschifffahrt 
Anlage D7 Stabilität ist Teil des Prüfungsprogramms für Erwerb eines Rheinpatents  
 
Vorstehende beispielhafte Darstellung zeigt, dass die betrachteten Regelwerke nicht nur hinsicht-
lich der Zulassung der Fahrzeuge zum Verkehr aufeinander aufbauen, also in einer formellen   
Beziehung miteinanderstehen, sondern auch inhaltlich miteinander verzahnt sind. 
 
Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 
 
Die Sicherheit der Binnenschifffahrt wird durch verschiedene aufeinander abgestimmte Regel-
werke (Verkehrsvorschriften, Vorschriften über Bau und Ausrüstung der Schiffe, Vorschriften zum   
Gefahrguttransport, Personalvorschriften) gewährleistet. Diese Regelwerke bauen einerseits auf-
einander auf und greifen andererseits vom Regelungsinhalt und teilweise auch vom geogra-
phischen Geltungsbereich (national, ZKR, EU, UNECE) ineinander. Jedes Fahrzeug der Binnen-
schifffahrt ab einer bestimmten Größe benötigt ein Schiffsattest oder Gemeinschaftszeugnis,    
welches bescheinigt, dass dessen Bau und Ausrüstung den schiffstechnischen Sicherheits-
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vorschriften entspricht. Ein Schiff, das Gefahrgüter transportiert, benötigt darüber hinaus ein     
Zulassungszeugnis. Dieses belegt, dass dieses Schiff den einschlägigen Vorschriften zum Gefahr-
guttransport genügt. 
 
Der mit vorgenannten Regelwerken erreichte Sicherheitsstandard ist sehr hoch, wie gerade der 
extrem folgenreiche Unfall des TMS Waldhof zeigt: 
● Hätten die Verantwortlichen die bestehenden Vorschriften der Rheinschifffahrt eingehalten,   
hätte der Unfall vermieden werden können. 
● Die bestehenden Vorschriften haben sich grundsätzlich bewährt und dazu beigetragen, die   
negativen Folgen des Unfalls zu begrenzen.  
Jedoch haben die Untersuchungen zur Aufarbeitung des Unfalls des TMS Waldhof – und des MS 
Excelsior – auch gezeigt, dass insbesondere hinsichtlich der Stabilität der beladenen Schiffe die 
Vorschriften noch verdeutlicht und hinsichtlich ihrer Zielrichtung optimiert werden können. 
 
Das Ineinandergreifen der verschiedenen Regelwerke ist bei ihrer Fortentwicklung zu beachten, 
damit diese miteinander kompatibel bleiben. Es ist zu vermeiden, dass Änderungen im Rahmen 
einer Verordnung eventuell zu einer Optimierung der Sicherheit bestimmter Transporte, wie etwa 
der von Gefahrgütern oder Containern führen, gleichzeitig aber die Vereinbarkeit und der Zusam-
menhalt der verschiedenen Vorschriften abnimmt und die Regelwerke sich auseinander ent-
wickeln. Dies wäre beispielsweise dann der Fall, wenn die Anforderungen an die Stabilität der 
Schiffe, an Ladungsrechner, an die Ausbildung der Besatzungen in den verschiedenen Regelwer-
ken grundsätzlich unterschiedlich geregelt wären. Hier sieht sich die ZKR in der Verantwortung, als 
eine die Binnenschifffahrt ganzheitlich betrachtende Institution für die notwendige Abstimmung der 
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